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Sehr geehrter Herr Präsident! 

Auf die schriftliche parlamentarische Anfrage Nr. 4051/J vom 27. November 2025 der 

Abgeordneten Mag. Paul Hammerl, MA, Kolleginnen und Kollegen beehre ich mich 

Folgendes mitzuteilen: 

 

Zu Frage 1 

Haben die nachfolgend genannte Firmen 
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eine Leistung, insbesondere eine Förderung Ihres Ministeriums bzw. dessen 

nachgelagerten Organisationseinheiten im Zeitraum seit 2019 bis heute erhalten?  

a. Wenn ja, nennen Sie bitte die genaue Leistung, den Grund für die Leistung, die 

Höhe der Leistung, in welchem Zeitraum die Leistung erbraucht wurde, wie die 

Kontrolle des Leistungsgrundes erfolgt ist.  

Im Zeitraum 1. Jänner 2019 bis 27. November 2025 kam es zu keiner Förderung der 

genannten Firmen durch das Bundesministerium für Finanzen oder dessen nachgelagerten 

Organisationseinheiten.  

 

Zu Frage 2 bis 4 

2. Sind Ihrem Ministerium bzw. dessen nachgelagerten Organisationseinheiten 

strafrechtliche Ermittlungen gegen die oben genannten Unternehmen bekannt?  

a. Wenn ja, seit wann sind diese bekannt.  

3. Welche Maßnahmen werden durch Ihr Ministerium bzw. dessen nachgelagerte 

Organisationseinheiten gesetzt, wenn Kenntnis über behördliche Ermittlungen 

(insbesondere verwaltungsrechtliche und strafrechtliche Ermittlungen) gegen einen 

Leistungsempfängers bekannt werden?  

4. Wie stellen Sie sicher, dass Leistungen Ihres Ministeriums bzw. dessen nachgelagerten 

Organisationseinheiten nicht gegenüber Empfängern erbracht werden, gegen die 

Ermittlungen von Verwaltungs- oder Strafrechtsbehörden geführt werden, insbesondere, 

wenn der Leistungsgrund in Zusammenhang mit den Ermittlungen steht? 

Es werden grundsätzlich keine Fragen beantwortet, die mögliche oder hypothetisch 

laufende Verfahren betreffen. Maßgeblich sind stets die geltenden rechtlichen Prozesse 

und Regelungen. Bei Hinweisen auf abgabenrechtliche Unregelmäßigkeiten bzw. 

finanzstrafrechtliche Verdachtslagen würden jedenfalls Prüfungsmaßnahmen ergriffen 

werden. 

Der Bundesminister: 

Dr. Markus Marterbauer 

Elektronisch gefertigt 
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